
.... 
5.Beiblatt Beiblatt zur iarlamentskorrespondenz 19.J4ai 1954 

lll/A Antrag 

der Abg. K '3 s e 1 a, M a r k, W i m b erg e r Und Genossen 

auf Abänderung des Kriegso-pferve1'8orgllngsgeaetzea un~ de8' Opferfürsorge­

gesetzes. .-.-. 
»er Nationalrat wolle beschliessen. 

:Bundesgesetz vom •••••••••• 1954, womit das Krie!sopfervereor~gs­

gesetz vom l4.Juli 1949, BGBl.Nr.197~ und das OpferfürsorfOg8setz vom 
;. 

4.Juli ~947,' BGB1.Nr.18~, abgeändert u'nd ergänzt wetrdan. 

Der Nationalrat hat beschlos sen. 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 14.Juli 1949, BGl31.Nr.197, über die Versor­

gung der Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen (Kriegsopfervereorgungs­

gesetz) in der geltenden Fassung wird ergänzt wie folgt. 
§ 108 des Gesetzes hat zu lauten. 

u § 108.(1). Empfänger\ laufender Versorgungsbezüge erhalten zu dem 

sm 1.Oktober eines jeden Jahres fälligen Bezug zusätzlich 

eine Zahlung in der Höhe des Monatsbezuges 8u88chliesslich 

der Wohnungsbeihilfen UJut der Kind,erbeihilfen. 

(2) Besohädigte und Hinterbliebene, deren Renten am 1.Mai 

und 1.November auszuzahlen sind (§ 66), erhalten zu dem 

sm l.November eines jeden Jahres fälligen BeZQg eine Zahlung 

in der Höhe einer Monatsrente.-

ArtikellI. 

Das Bundesgesetz vom 4.Juli 1947, BGB1.Nr.183, über die Fürsorge 

tür' die Opfer des ICampfes. um e in freies demokratisohes Österreich un4 die 

Opfer politischer Verfolgung (Opferfürsorgegeaetz)in derßel tenden Fassu.ng 
c 

wirdersänzt wie folgt$ 

Naoh § 11 wird ein § lla mit folgendem Wortlaut eingefügt. 

« § lle., Empfänge~von Unterheltsrenten naoh ~ 11 Abs.1 Z ...... 2 sind 

diese Renten em 1.Oktober·eines jeden Jahres in doppelter 

Höhe zu leisten.~ 
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Beiblatt zur jl~r18mentskorrespondenz 

Artikel 111. 

1>1, Bezüge nach Artikel I u~d 11 sind erstmalig fü;rQ;~. ~a-hr 

1154 ~ let.ten. 

Artikel :J:V. 

Mt, 'er Vollziehung dieses ~undesgesetzes ist de~ Bunde,ministerium 

f~~ .0.181. Verwaltung ~etraut. 

i .. ;fo~.l"er Hinsioht wird beantragt, den vorli~gende~ Ge'flt~~ 

e~twur' ~,~ Te,zi9bt auf die erste ~~eung dem Auasohuse füreoziale 

Verwaltun, .u •• w~isen. 

.-.-. 
»~~ ß rUn dun ße 

ln aar ßlteJ'W1,gendenZahl clerBerufsg.I"l1ppen erllalten d~e ~r).1~ .. 

~u4 A~e.tltl1'.n ill1 ])e~e~ber eine. 3eden Jahres ZUQollüsse zu 1h~1l »e-:. <" ",' ~.' . - . .' ,',' - .> " 

. 0 

.g~n. l)fl,.Otte~tl1~ ~ediellsteten und den &1;T1pfängern von Ruh~Uftct 
.' ~ " . , . ' "., '-, . ". ,,, 

"er.orgung'B.~ •• en gepiijlrt jeweils i.1;1 Juni und De~eni.ber eines je4~p. 
, '- - . -'.'. '. . . . 

Ja~e. eÜJ,e a~nderz,ahlung in Höhe eines halben 14op.atsbezugea, .~~ill 

1QgeasJJ1tein Voller J49natsbezug. Die Sonq.erzahlungen im lleze1;T1ber, die 

.o~ ~,ser.volkswirtso~aftlioher BeQ;Qutung eind,dienen vornehmlioh den 

f;a jed~mHeu8h81 t erford~rliehen Naoh~cllaffungen von Hauehalts~seD-
. - : .. ' ~ . .. "". . - ." ., .' . 

• tänclell, von Beitleid'l,lng ulld Wäs.ohe. Eingl~ichee B~dü~f)l,il:l l;testel:l,t flll'* 

:Cür ·41~ ~ch dem Xr.i~gB9:pfep~;rsorgun~E!)el3etz uZld le~ .9~fe~fürso:rg~ge~~tz 

Verliorgt&Jl.f. deren Bezüg~ na0.tl wie ~or ä~s~erBt beso~ei4en '.iI1~4~n~ ~~bell 

cl~r Bes~re1tung des prilIlitiV:I3.~enLebElns.u;l?terh.altes Ans.chaf1'~llgen. n~.~h~ 

erlau'ben. 
. ~ "<: .... ,. 

hr t~ne:nziel+e ~e;}).r~p:g:VJ8n~t der ~u;rol'1 di.e b_eantra~e SOJ\derzEil;ll~g 

verursaohtwird, wi:rdsiQh naoh l1em gegenwärtigen stand der X;rie:gBopfer 

~"{70, 642 .~().os be 18 uf~nt ~o;~na~f/di~ -Besohädi g~e~ ru~~25~11 ionen 
, ... '. . .' '. ,,".,' 

UJi4 riut die Hinterbliebenen rund 45 ,5 Mill;i.onen SQhillillg E!lit:tel,.len. 
. . .' I - . 

~r ~uf\vand:f'ür ein&r>.l:3.Bezug ~er Repten ~aoh dem Opf:e?,-"fürsorgegeee~z 

erfordert einen ~ehra\l:f'w,and von rq.nd 3litillionen Sohi:i1.ing;. 
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• 
1}eiblatt ~ur Parlamen.takorresponde.pz 19~Mai 1954 

Für das Jahr 1954 wird für diesen Mehraufwand durch eineft Ifaoh.­

tragskrecU t vorzusorgen sein. In den nachfolgenden Jahren wird der 

natürliche Abfall· der Rentenversorgten, insbesonderedaa Aussoheiden 

von Waisen aus der Versorgungsbereo)ltigung infolge der Erreichung der 

Altersgrenze, eine beachtenswerte Verminderung der Versorgun~gebühren 

herbeiführen und damit den Mehraufwand für die Sonderzulage wesentlioh 

,vermindern. So ist beispielsweise ds..c1t zu rechnen, dass gegenüber dem 

Aufwand für 1954 im Jahre 1955 um rund 9 Millionen, im Jahre 1956 um 

weitere 11 Millionen, im Jahre 1957 um weitere ,18 Millionen Schilling 

weniger an Wat.anbezügen zu zahlen sein werden. 

Zufolge der fortschreitenden Erledigung von Akten;riickständen 

bei, den Landesinvalidenämtern und der allmählichen Normalisie:mng des 

Berufungsverfahrens wird das gegenwärtig noch verhäl tnismässig hohe 

Erfordernis für Naohzahlungen gleichfalls eine nicht unwesentliche Ver­

minderung erfahren, dieser Umstand wird gleiohfalls mit dazu beitragen, 

den durch die Sonderzulage bedingten Mehraufwatd ohne wesentliche Er­

h8hun& der im Bundes~inan.zgesetz 1954 vorgesehenen Ansätze zu decken. 

Da gemäss § 11 Abs.l Z ...... ~l des Opferfürsorgegesetzes die Renten­

fürsorge nach den jeweils für die Entsohädigung der Kriegsopfer gelten­

den GrundsätZGl und Bestimmungen und ~'i'm Ausm8as derr für diese Kriegeopf'e~ 

vorgesehenen Vereorgungsleistungen gewährt wird, sichert der Artikel I 

duroh die Gewährung einer 13.Monatsrente an 4ie Kriegeopter auch den 

nach dem Opferfürsorgegeeetz Anepruehsberechtigten die Zahlung einer 

l3.Rente (Besohädigtenl"ente, Hinterbliebenenrent e), sodssf3 duroh 

Artikel 11 lediglioh die Za,hlung der vom Kr:i,egsop:teI'Y'ersorgungsgesetz 

nioht vorgesehenen iJnterhaltsrente sicherzustellen ist. 

&r .... - ..... 
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